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Liebe Leserinnen und Leser, 
 
es gibt zahlreiche Themen, die den bayerischen Land-
rätinnen und Landräten auf den Nägeln brennen. Durch 
die Omnipräsenz der Migrationskrise kann gelegentlich 
der Eindruck entstehen, es gebe nichts anderes mehr. 
Dabei arbeiten die kommunalpolitische Ebene und ihre 
engagierten Mitarbeiter mit Hochdruck an allen Fragen, 
die entscheidend für gleich gute Lebensbedingungen in 
allen Landkreisen sind. Seien es flexible mobile Lösun-
gen oder eine leistungsfähige digitale Infrastruktur – das 
Bekenntnis für gleichwertige Lebensverhältnisse gehört 
zur DNA der bayerischen Landräte. Dazu zählt natürlich 
auch die medizinische Grund- und  Regelversorgung, die 
seit jeher ein schwieriges Pflaster ist und der mit der 
Krankenausreform aus Berlin ein regelrechtes Ausbluten 
droht. Vor diesem Hintergrund stand die 54. Landräte-
tagung des Bayerischen Landkreistags in Lindau am 
 Bodensee unter der Überschrift „Kommunaler Gesund-
heitsgipfel – Die Gesundheitsversorgung in der Fläche 
weiterentwickeln“.  
 
Medizinische Versorgung der Landkreise als Wirt-
schaftsstandorte  
 
Die Wirtschaft – Industrie, Handwerk, Mittelstand und 
viele mehr – verdient das Geld, das der Staat u.a. auf 
den Straßen, auf der Schiene, in den Schulen, im Sozi-
albereich und beim Breitband ausgeben kann. Gleich-
zeitig können sich die Unternehmen nur dann zu 
unseren Landkreisen bekennen und weiter „daheim“ in-
vestieren, wenn grundlegende Rahmenbedingungen 
passen. Das gilt auch für die Arbeitnehmer, für die das 
Gesamtpaket vor Ort passen muss. Dazu zählt ganz ent-
scheidend eine überzeugende medizinische Grund- und 
Regelversorgung. Diese hat deswegen weit über den oh-
nehin bestehenden gesetzlichen Sicherstellungsauftrag 
der Landkreise hinausgehend seit jeher einen besonde-
ren Stellenwert für die bayerischen Landräte. So erklä-
ren sich auch die vielen kommunalen Millionen, die 
Landräte und Kreisräte bereits in der Vergangenheit auf-
gewendet haben, um die Versorgung  sicherzustellen. 
Denn eigentlich zuständig für eine auskömmliche Finan-
zierung ist der Bund.  
 
Frisches Geld gegen den kalten Strukturwandel  
 
Die Aufgabenverteilung in diesem Bereich ist klar und 
lässt kaum Raum für Spekulationen offen. Der Bund ist 
für die Betriebskosten zuständig, der Freistaat kümmert 
sich um die Investitionen. Von kommunalem Geld war 

nie die Rede und doch waren die Landkreise bereits in 
der Vergangenheit gezwungen, immer wieder mit eige-
nen Mitteln einzuspringen. Dieses Modell ist jetzt aller-
dings u.a. nach Erlös-Ausfällen durch die Corona- 
Pandemie und gestiegenen Kosten durch Inflation und 
Energiekrise endgültig am Ende angekommen. Sollte 
sich der Bund weiter weigern, den Landkreisen akut und 
mit frischem Geld unter die Arme zu greifen, wird es 
spätestens ab Mitte 2024 ein vielfaches Kliniksterben 
geben. Das ist besonders fatal, weil die geplante Reform 
des Bundesgesundheitsministers damit auf eine Kran-
kenhauslandschaft stößt, die durch einen kalten Struk-
turwandel Häuser verloren haben wird, die für die 
flächendeckende Sicherstellung von medizinischen Leis-
tungen entscheidend gewesen wären. Der Bund muss 
sich bewegen und auf die in Lindau formulierten Forde-
rungen der bayerischen Landräte (ab Seite 7) eingehen!  
 
Lesen Sie ab Seite 8, welche Konzepte andere Länder 
verfolgen und welche Ideen verschiedene Anbieter aus 
dem Beratungssektor in dem Bereich haben! Bei der 
Landrätetagung in Lindau konnten sie damit mal mehr 
und mal weniger überzeugen.  
 
Herzliche Grüße 
Ihr

Dr. Klaus Schulenburg 
Stellvertreter des Geschäftsführenden Präsi-
dialmitglieds des Bayerischen Landkreistags 
Referent für Soziales, Gesundheit, Kranken-
hauswesen beim Bayerischen Landkreistag

Dr. Klaus Schulenburg
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Schwierige Ausgangslage  
 
Im Rahmen einer rd. 1-stündigen Diskussion unter der 
Überschrift „Bürgernah, bezahlbar und bedarfsgerecht 
– die drei Bs einer zukunftsfähigen Krankenhausstruk-
tur“ hatten die bayerischen Landrätinnen und Landräte 

Eine bürgernahe, bedarfsgerechte und 
bezahlbare medizinische Versorgung 

für die 71 bayerischen Landkreise

zum Auftakt ihrer Landrätetagung die Möglichkeit, ihre 
Forderungen zum Erhalt einer medizinischen Grund- 
und Regelversorgung direkt an gesundheitspolitisch 
Verantwortliche der Ampelregierung zu richten.  
 
Nachdem die Zusammenarbeit der Landkreise mit dem 
Bund im Bereich der medizinischen Versorgung seit 
Jahren einer Durststrecke gleicht und insbesondere die 
zurückliegenden Monate eine tiefe Kluft zwischen den 
Bedarfen vor Ort und den Visionen aus Berlin offen-
barte, war die Stimmung entsprechend.  
 
Bundespolitik zum Nachteil der Grund- und Regel-
versorgung in der Fläche  
 
Gesetze, die vor allem die kleineren Häuser der Grund- 
und Regelversorgung benachteiligen, waren und sind 
in der Hauptstadt Tagesordnung. Grundlegend und von 
besonderer Schwere ist dabei der Fehler im Finanzie-
rungssystem. Die Betriebskosten werden von der ver-

Von Sarah Honold, Referentin für Presse- und Öffent-
lichkeitsarbeit und Michael Graß, Referent für Kommu-
nales und Recht beim Bayerischen Landkreistag
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antwortlichen Bundesebene nicht auskömmlich finan-
ziert, um u.a. die Kostensteigerungen durch höhere Ta-
rifabschlüsse im Personalbereich auszugleichen. Viele 
Landräte mussten gemeinsam mit ihren engagierten 
Kreisräten bereits in der Vergangenheit über die Kreis-
hausalte die Defizite abfedern, um das Schlimmste zu 
verhindern.  
Die Belastungen durch die Corona-Pandemie und die 
damit verbundenen Erlösausfälle, drastisch gestiegene 
Energiekosten und die allgemeine Verteuerung durch 
die Inflation haben die Situation zusätzlich verschärft.  
 
Trotzdem weigert sich Bundesgesundheitsminister Karl 
Lauterbach, MdB, vehement, frisches Geld ins System 
zu geben. Damit riskiert er die Schließung von Kran-
kenhäusern noch vor Start seiner Reform, denn ver-
schiedene Landkreise werden die sehr hohen 
Betriebskostendefizite nicht mehr schultern können. 
 
Die Reform  
 
Eine Kernforderung des Bayerischen Landkreistags im 
Bereich der Gesundheitsversorgung ist seit jeher eine 
stärkere Orientierung am Patientenwohl und an der 
Flächenversorgung, anstatt an einer Ökonomisierung. 
Insofern würde es durchaus Schnittmengen mit dem 
Bund geben, der die Kommerzialisierung des Gesund-
heitswesens ebenfalls anpacken möchte. Allerdings 
differieren die Wege fundamental und so wurden zahl-
reiche Aspekte bei der Reißbrettplanung des Bundes 
nicht beachtet. Die Krankenhäuser im ländlichen Raum 
sind oftmals der letzte Ankerpunkt der medizinischen 
Versorgung insgesamt und damit weit mehr als „einfa-
che“ Krankenhäuser. Diesen Aspekt berücksichtigend 
und mit Blick darauf, dass sich die Krankenhausreform 
des Bundes erst im Jahr 2027 finanziell auswirken wird, 
müsste der Bund jetzt konkrete Antworten auf die nicht 
bewältigbaren Finanzierungsprobleme ab Auslaufen 
des Hilfsfonds im April 2024 geben. Aber genau hier 
werden die Differenzen groß. Das wurde auch in der 
Diskussion deutlich.  
 
Die Podiumsdiskussion  
 
Die Vorstandsvorsitzende der Bayerischen Kranken-
hausgesellschaft, Landrätin Tamara Bischof, appel-
lierte eindrücklich an die Bundesverantwortlichen: „Die 
Bundesregierung ist jetzt gefragt, etwas zu tun. Und 
zwar indem die Kostensteigerungen seit 2022 beim 
Landesbasisfallwert voll berücksichtigt werden. Wir 
reden über eine Kosten-Erlösschere von mindestens 4 
Prozent. Ein Vertrösten auf die Krankenhausreform 

hilft uns nicht weiter. Diese kommt zu spät. Die Kran-
kenhäuser brauchen jetzt verlässliche finanzielle Rah-
menbedingungen, um ihre Energie auf die Zeit nach der 
Reform richten zu können.“  
 
Obwohl die Bundesverantwortlichen die Situation 
durchaus erkennen, wie sie ist, war kaum Bereitschaft 
festzustellen, auf die Kommunen zuzugehen.  
 
„Das Bundesgesundheitsministerium sieht die dramati-
sche Finanzsituation. Aber Tatsache ist auch, dass es 
einen Reformstau gegeben hat beziehungsweise gibt, der 
jetzt unter Zeitdruck aufgeholt werden muss. Gründe für 
den Kostendruck bzw. Defizite sind die Steigerung bei 
den Sachkosten und die Steigerung bei den Personalkos-
ten und Löhnen. Die Erlöse waren aufgrund geringerer 
Fallzahlen weniger. Der Bund hat bereits 16 Milliarden 
aufgewandt“, so Sabine Dittmar, MdB, Parlamentarische 
Staatssekretärin beim Bundesminister für Gesundheit. 
  
Prof. Dr. Andrew Ullmann, MdB, Gesundheitspoliti-
scher Sprecher der FDP-Fraktion im Deutschen Bun-

Teilnehmer der Diskussion: 
 
Sabine Dittmar, MdB, Parlamentarische Staats-
sekretärin beim Bundesminister für Gesundheit 
 
Prof. Dr. Armin Grau, MdB, Mitglied des Gesund-
heitsausschusses und u.a. Berichterstatter für 
die Krankenhäuser, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
im Deutschen Bundestag  
 
Prof. Dr. Andrew Ullmann, MdB, Gesundheitspo-
litischer Sprecher der FDP-Fraktion im Deut-
schen Bundestag (alle digital zugeschaltet)   
 
Dr. Winfried Brechmann, Amtschef im Bayerischen 
Staatsministerium für Gesundheit und Pflege als 
Vertreter für den zu diesem Zeitpunkt scheiden-
den Staatsminister Klaus Holetschek, MdL 
 
Landrätin Tamara Bischof, Kitzingen,  Zweite Vi-
zepräsidentin des Bayerischen Landkreistags, 
als Vorstandsvorsitzende der Bayerischen Kran-
kenhausgesellschaft 
 
Moderator Roland Engehausen, Geschäftsführer 
der Bayerischen Krankenhausgesellschaft 
(alle live) 
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destag, versuchte zu beschwichtigen: „Seitens des 
Bundes sind wir bezüglich der Kostenproblematik noch 
in Verhandlungen. Natürlich muss bei diesem Thema 
insbesondere auch die Belastungsfähigkeit der Solidar-
gemeinschaft berücksichtigt werden. Eine sogenannte 
kalte Strukturbereinigung ist keinesfalls Absicht des 
Bundes. Bei der Qualität bzw. den sogenannten Min-
destmengen sind die Vorschläge von Fachleuten aus 
der Selbstverwaltung aufgenommen worden.“  
 
Prof. Dr. Armin Grau, MdB, Mitglied des Gesundheits-
ausschusses BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Deut-
schen Bundestag: „Ein Hauptproblem ist, dass es im 
Krankenhausbereich einen erheblichen Reformstau 
gibt. Gesetzesinitiativen sind nun im Arbeitsprozess.“ 
 
Dr. Winfried Brechmann, Amtschef im Bayerischen 
Staatsministerium für Gesundheit und Pflege: „Die an-

gekündigten 5 Milliarden € werden nicht ausreichen. 
Partei- und länderübergreifend werden vom Bund stär-
kere Hilfestellungen gefordert. Insbesondere wichtig 
ist die Anhebung des Landesbasisfallwertes. Der Bund 
hat ein Problem mit der Realität. Das Problem ist nicht 
die Investitionskostenforderung, sondern die Betriebs-
kostenfinanzierung. Die Finanzierungslücke muss vom 
Bund aus finanziert werden, wenn es keine Insolvenz-
welle geben soll. Die Planungsrechte der Länder dürfen 
nicht beschnitten werden. Der derzeitige Arbeitsent-
wurf des Bundes ist verfassungswidrig.“ 
 
„Wir wissen, dass der Reformprozess notwendig ist 
und ich bin optimistisch, dass uns auch der künftige 
Veränderungsprozess gemeinsam gelingen wird. Trotz-
dem sind wir vor Ort in dem Dilemma, dass selbst, 
wenn Umstrukturierungsprozesse (wie in meinem 
Landkreis, beispielsweise auch durch Kooperationen) 
auf dem richtigen Weg sind, gegenwärtig Defizite pro-
duziert würden. Hierfür sind dringend aktuelle Finanz-
hilfen erforderlich – insbesondere bei den Betriebs- 
kosten. Das geht vor allem über den Landesbasisfall-
wert“, so Landrätin Tamara Bischof.  
 
In der anschließenden Diskussion herrschte eines unter 
vielen Landräten vor: die Fassungslosigkeit über die 
Ferne der Bundesvertreter zu den Herausforderungen 
vor Ort und ihre mangelnde Bereitschaft über frisches 
Geld, respektive finanzielle Ausgleichsmechanismen 
 über den Landesbasisfallwert ernsthaft zu diskutieren.  
Sie haben sechs Forderungen, die sie direkt an Bund 
und Freistaat richten, verfasst. 

„Als Vertreter der Krankenhausträger ist uns 
klar: Während in den letzten 20 Jahren etwa 10 
Prozent der Krankenhausstandorte geschlossen 
worden sind, wird diese Dynamik zunehmen. 
Dies darf aber nicht über einen kalten Struktur-
wandel erfolgen, den es ohne Transformations-
budget geben wird. Der Bund muss bei den 
Betriebskosten umgehend nachlegen.“ 
Landrätin Tamara Bischof, Kitzingen, 
Vorstandsvorsitzende der Bayerischen Kranken-
hausgesellschaft
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Abschließend haben die anwesenden Landrätinnen 
und Landräte gemeinsam Forderungen erhoben, die 
für den Erhalt einer bürgernahen, bedarfsgerechten 
und bezahlbaren medizinischen Versorgung zentral 
sind.  
 
Kurzfristige Schließung der Liquiditätsengpässe 
der Kliniken!  
 
„Wir fordern eine sofortige und auskömmliche finan-
zielle Unterstützung des Bundes für unsere Kliniken, 
um die sehr hohen Betriebskostendefizite auszuglei-
chen und ungeregelte Insolvenzen zu verhindern. Die 
Lage vieler Krankenhäuser und ihrer Träger ist drama-
tisch. Unsere Krankenhäuser tragen dafür keine Ver-
antwortung. Sie stehen seit Jahren durch die 
wachsende Schere zwischen Kosten und Erlösen öko-
nomisch unter Druck. Sie schreiben u.a. deswegen rote 
Zahlen, weil die Tarifsteigerungen im Personalbereich 
von den Kassen nicht refinanziert werden. Hinzu kom-
men Inflations- und Energiekosten. Wir brauchen eine 
vollständige Refinanzierung unserer Betriebskosten, 
ansonsten sind nach der Reform Häuser zu, die u.a. für 
die notfallmedizinische Versorgung in der Fläche be-
darfsnotwendig gewesen wären“, so der Präsident des 
Bayerischen Landkreistags, Landrat Thomas Karmasin 
dazu.  
 
Sektorenübergreifende Rolle der Krankenhäuser 
mitdenken!  
 
„Der Bayerische Landkreistag bekräftigt angesichts 
der Personalnot vieler Kliniken die Notwendigkeit einer 
Krankenhausreform. Wir kritisieren jedoch mit Nach-
druck sowohl das Verfahren als auch die Inhalte der 
derzeit vorliegenden Entwürfe. Eine Krankenhausre-
form, die auf eine bedarfsgerechte, bürgernahe und 
bezahlbare Versorgung der Bevölkerung zielt, muss die 
Rolle der Krankenhäuser im ländlichen Raum für die 
Notfallversorgung, die Aus- und Weiterbildung des pfle-
gerischen und ärztlichen Personals und die Beantwor-
tung von Versorgungsdefiziten im niedergelassenen 
fach- und hausärztlichen Bereich mitdenken. Genau 
das vernachlässigt der Bund aber sträflich“, so der Prä-
sident weiter.  

Transformationsfonds für die Umsetzung der  
Reform!  
 
Der Bund muss einen Transformationsfonds auflegen, 
um die Mehrkosten der geplanten Reform zu schultern.  
 
Weiterentwicklung der Krankenhausplanung 
 
Der Freistaat Bayern muss endlich seine Krankenhaus-
planung unter Berücksichtigung der tatsächlichen Not-
wendigkeit von Leistungen über Ländergrenzen hinweg 
weiterentwickeln. Er muss Kriterien erarbeiten für die 
Bedarfsgerechtigkeit etwa im Sinne der Erreichbarkeit 
in Minuten oder Kilometer für bestimmte medizinische 
Leistungen. Nur so können strukturelle Probleme etwa 
über die Schaffung von Krankenhausverbünden gelöst 
werden.  
 
Auch bei der zukünftigen Zuordnung der noch zu defi-
nierenden bundeseinheitlichen Leistungsgruppen an 
die Krankenhausstandorte im Rahmen der Kranken-
hausreform erwarten die Landkreise eine aktive Rolle 
der Krankenhausplanungsbehörde. 
 
Kommunale Mitsprache im ambulanten Bereich 
 
Mit Blick auf die Bedeutung des ambulanten Bereichs 
u.a. zur Senkung der Häufigkeit stationärer Eingriffe 
sind die kommunalen Belange bei der Bedarfsplanung 
und Zulassung im niedergelassenen Bereich unabding-
bar! Wir fordern daher sowohl ein Mitspracherecht in 
den regionalen Zulassungsausschüssen der Kassen-
ärztlichen Vereinigung nach § 96 SGB V als auch auf 
Bundesebene. 
 
Erhöhung der Investitionskostenförderung auf 
1 Mrd. Euro  
 
Wir fordern vom Freistaat Bayern, die Förderung der 
Investitionskosten von derzeit 643,4 Mio. Euro auf 1 
Mrd. Euro aufzustocken und die Differenz aus Mitteln 
des Staatshaushalts allein zu tragen! Die Landkreise 
sind mit dem Ausgleich von Betriebskostendefiziten 
ihrer Häuser bereits derart überlastet, dass eine deut-
liche Anhebung der Krankenhausumlage zur Finanzie-
rung des kommunalen Anteils an der Investitions- 
kostenförderung von derzeit 50% nicht hinnehmbar ist.

Forderungen der 71 bayerischen Landräte  
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Eine Vision für Vorarlbergs Gesundheitswesen: 
Beste Versorgung, Mitarbeiterbindung und 

Prävention im Fokus

Foto: A. Serra

Von Landesrätin Martina Rüscher, MBA MSc, Vorarlber-
ger Landesregierung 
 
Das Gesundheitswesen in Vorarlberg hat sich in den 
letzten Jahren stetig weiterentwickelt, und dennoch 
stehen noch viele Herausforderungen bevor. In dieser 
Betrachtung stehen unsere Ziele im Mittelpunkt: die 
bestmögliche Versorgung für Vorarlberger Patient:innen, 
die Gewinnung und Bindung hochqualifizierter Mitar-
beiter:innen, die Schaffung attraktiver Arbeitsplätze 
und die Sicherstellung einer ausreichenden Personal-
ausstattung. Wir streben zudem einen zielgerichteten 
Ressourceneinsatz an, um die Prävention im Gesund-
heitswesen zu stärken. 
 
Die Gesundheit unserer Bürger:innen hat oberste Prio-
rität. Unser Ziel ist es, die bestmögliche medizinische 
Versorgung in Vorarlberg sicherzustellen. Dies erfor-
dert eine noch engere Zusammenarbeit zwischen allen, 
von Krankenhäusern über Hausärzte bis hin zu Fach-
ärzten. Die Verbesserung der Qualität der Gesund-
heitsdienste, die Verkürzung von Wartezeiten auch 
durch digitale Formen der Patientenlenkung, ein ehrli-
ches „Leistungsversprechen“ (nicht alles überall, ohne 
Wartezeiten und kostenfrei) und der Zugang zu spezia-
lisierten Einrichtungen sind Schlüsselfaktoren, um die-

ses Ziel zu erreichen. Das Gesundheitssystem ist auch 
in Zukunft eine begrenzte Ressource, die einen wert-
schätzenden Umgang aller benötigt. 
 
Ein wesentlicher Faktor für die Qualität der Gesundheits-
versorgung in Vorarlberg sind engagierte und hochqua-
lifizierte Mitarbeiter:innen. Es ist von großer Bedeutung, 
Talente zu gewinnen und langfristig zu binden.  
 
Eine nachhaltige Gesundheitsversorgung erfordert 
einen zielgerichteten Ressourceneinsatz. Durch effi-
ziente Prozesse und die Priorisierung von präventiven 
Maßnahmen können Kosten gesenkt und die Gesund-
heit der Bevölkerung verbessert werden. Prävention ist 
ein entscheidender Baustein für die Gesundheit der 
Vorarlberger Bürger:innen. Wir fördern daher Pro-
gramme zur Gesundheitsvorsorge, zur Früherkennung 
von Krankheiten und zur Aufklärung über einen gesun-
den Lebensstil und steuern diese auf Basis konkreter 
Daten stärker. 
 
Insgesamt streben wir eine umfassende Verbesserung 
des Gesundheitswesens in Vorarlberg an. Die besten 
Interessen der Patient:innen, Mitarbeiter:innen und der 
Gesellschaft als Ganzes stehen dabei im Mittelpunkt 
unserer Bemühungen. Durch die Umsetzung dieser 
Ziele können wir sicherstellen, dass Vorarlberg eine ge-
sündere Zukunft für alle Bewohner:innen schafft.
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V.l.: Landrat Max Heimerl (Mühl-
dorf a.Inn), Kreisrätin Ingrid Heck-
ner, MdL a.D., Landrat Otto 
Lederer (Rosenheim), Landrat 
Peter Dreier (Landshut)
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Jochen Baierlein, Vorstand Oberender AG Alexander Morton, Partner, Public Sector Consulting,  
KPMG AG

Fabian Schülke, Director, Leiter Krankenhausberatung, PwC 
Deutschland Ibo Teuber, Partner, Sector Lead Health Care Deloitte 
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Health Pitch: Erfolgreiche medizinische Flächenversorgung 7/7

Die Medizin der Zukunft: Dr. Gerd Wirtz, Neurophysiologe, Experte Digital Health & Zukunftsmedizin
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Abschlussworte von Landrat Thomas Habermann (Rhön-Grab-
feld), Erster  Vizepräsident des Bayerischen Landkreistags

Der Präsident des Bayerischen Landkreistags, Landrat Tho-
mas Karmasin (links) mit dem Gewinner der Health-Pitch-
Abstimmung Jochen Baierlein





Der Bayerische Landkreistag ist einer der vier Kommunalen 
Spitzenverbände in Bayern.

Neben dem Bayerischen Landkreistag sind dies der Bayerische Gemeindetag, der Bayerische Städtetag und der Bayerische 
Bezirketag. Die 71 bayerischen Landkreise haben sich freiwillig zu diesem Kommunalen Spitzenverband zusammengeschlos-
sen, der gleichzeitig eine Körperschaft des öffentlichen Rechts mit Dienstherreneigenschaft ist. Wesentliches Ziel des Baye-
rischen  Landkreistags ist es, die kommunale Selbstverwaltung auf der Kreisebene zu sichern und zu stärken: Nach außen, 
insbesondere  gegenüber dem Gesetzgeber und den Ministerien, werden die gemeinsamen Interessen der bayerischen Land-
kreise vertreten, nach innen werden die Mitglieder informiert und beraten.

Bayerischer Landkreistag 
Kardinal-Döpfner-Straße 8 - 80333 München 

Telefon: +49 (0) 89/286615-0 - Telefax: +49 (0) 89/282821 
info@bay-landkreistag.de - www.bay-landkreistag.de


